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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende idi den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Bremischen Ubergangsgesetz zur Regelung 

der Gewerbefreiheit vom 14. Februar 1949 

/ 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner Sitzung am 23. 
November 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen und lediglich eine Ergänzung der Begründung 
gemäß Anlage 2 angeregt. 

Die Bundesregierung ist mit dieser Ergänzung einverstanden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Zweiten Durchführungsverordnung zum Bremischen 
Übergangsgesetz zur Regelung der Gewerbefreiheit vom 14. Februar 1949 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Übergangsgesetz zur Regelung der Ge- 
werbefreiheit vom 14. Februar 1949 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen S. 31) 
wird wie folgt geändert: 

1 . In § 2 Absatz 2 Buchstabe a wird das Wort 
„Rauschgifte“ gestrichen. 


Begr ü 

Nachdem durch den Direktor der Militär- 
regierung für Bremen am 20. Dezember 1948 
die allgemeine Gewerbefreiheit verkündet 
worden war, erging in Bremen das Über- 
gangsgesetz zur Regelung der Gewerbe- 
freiheit vom 24. Januar 1949 (Brem. Ges.Bl. 
Seite 13). 

Durch dieses Gesetz wurde der Senat er- 
mächtigt, bis zum Erlaß einheitlicher Gesetze 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet oder 
einen größeren Raum im Verordnungswege 
die erforderlichen Maßnahmen zur Regelung 
der Gewerbefreiheit zu treffen und dabei 
auch von bestehenden reichs rechtlichen Vor- 
schriften abzuweichen. Eine auf Grund dieses 
Gesetzes erlassene Zweite Durchführungsver- 
ordnung vom 14. Februar 1949 (Brem. Ges. 
Bl. S. 31) regelte u. a. die Zulassungspflicht 


2. Im § 5 wird hinter Buchstabe h eingefügt: 

i) das Gesetz über den Verkehr mit 
Betäubungsmitteln (Opiumgesetz) 
vom 10. Dezember 1929 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 215) in seiner jeweils 
geltenden Fassung.“ 

§2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

ndung 

für die Errichtung oder Übernahme von 
gewerblichen Unternehmen, die Gifte, 
Rauschgifte, Arzneimittel oder pharma- 
zeutische Artikel hersteilen oder mit ihnen 
handeln. Die Zulassung darf nur versagt 
werden, wenn dem Antragsteller mangelnde 
fachliche Sachkunde oder persönliche Unzu- 
verlässigkeit nachgewiesen werden kann. Im 
§ 5 dieser Verordnung wurden die Bestim- 
mungen bezeichnet, die vorläufig in ihrer 
bisherigen Fassung weiter anzuwenden sind. 
Dabei' ist es übersehen worden, hier das 
Opiumgesetz vom 10. Dezember 1929 
(RGBl. S. 215) aufzuführen. Dies hat u. a. zur 
Folge, daß bei Anträgen auf Erteilung der 
Erlaubnis zum Großhandel mit Betäubungs- 
mitteln die Bedürfnisfrage (§ 3 Absatz 3 des 
Opiumgesetzes) nicht geprüft werden darf. 
Hierüber liegen bereits verwaltungsgericht- 
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liehe Entscheidungen vor. Infolgedessen ist 
es in Bremen unmöglich, die Zahl der mit 
Opiaten handelnden Großhändler zu be- 
schränken, es sei denn, daß die oben be- 
zeichnet en Versagungsgründe vorliegen. 

Aus Gründen der Rechtseinheit wie auch aus 
Gründen sachlicher Notwendigkeit muß die 
volle Geltung des Opiumgesetzes im Lande 
Bremen wiederhergestellt werden. Dies ist 
nur auf dem Wege eines Bundesgesetzes 
möglich, da die bremische Regelung gemäß 
Artikel 74 Nr. 19 und Artikel 125 Nr. 2 des 
Grundgesetzes Bundesrecht geworden ist. 


Eines Eingehens auf das allgemeine Problem 
der Vereinbarkeit einer Bedürfnisprüfung 
mit Artikel 12 des Grundgesetzes bedarf es 
in diesem Zusammenhang nicht. Es genügt, 
festzustellen, daß sich in der Rechtsprechung 
die Auffassung durchgesetzt hat, wonach der 
Artikel 12 des Grundgesetzes der Prüfung 
der Bedürfnisfrage jedenfalls bei der Er- 
teilung der Zulassung zum Handel mit Be- 
täubungsmitteln nicht entgegensteht, weil 
hier wesentliche gesundheitspolizeiliche Be- 
lange gegen eine Übersetzung in diesem 
Handelszweig sprechen. 


Anlage 2 


Änderungsvorschlag des Bundesrates 

zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Zweiten Durchführungsverordnung zum 
Bremischen Übergangsgesetz zur Regelung der Gewerbefreiheit vom 14. Februar 1949 


Im 3. Absatz der Begründung erhält der 
letzte Satz folgende Fassung: 

„Dies ist nur auf dem Wege eines 
Bundesgesetzes möglich, da die bremische 
Regelung gemäß Artikel 74 Nr. 19 und 
Artikel 125 Nr. 2 des Grundgesetzes 
Bundesrecht geworden und die Ermäch- 
tigung des bremischen Gesetzes vom 
24. Januar 1949 sowohl nach ausdrück- 


licher Bestimmung des § 2 dieses Ge- 
setzes, als auch nach Artikel 129 Ab- 
satz 3 des Grundgesetzes erloschen ist.“ 

Begründung : 

Es handelt sich um eine redaktionelle Er- 
gänzung. 
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